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KOLLEGINNEN UND KOLLEGEN!

Das bedruckte Papier, das ihr mit diesem Kollektivvertrag in Handen haltet,
ist sehr viel mehr wert, als es auf den ersten Blick scheint: Es bedeutet ge-
regelte Einkommen und faire Arbeitsbedingungen fir alle Arbeiterinnen und
Arbeiter in vielen Branchen. Es schafft auBerdem fir die Betriebsratinnen
und Betriebsrate die Moglichkeit, zusatzlich maBgeschneiderte Betriebsver-
einbarungen abzuschlieBen.

Was auf diesen Seiten geschrieben steht, ist Ergebnis gemeinsamer Ver-
handlungen der Gewerkschaft PRO-GE und der Betriebsratinnen und Be-
triebsrate der einzelnen Branchen mit den jeweiligen Verhandlungsteams
der Unternehmen. Bei diesen Verhandlungen, die jedes Jahr aufs Neue
stattfinden, zeigt sich immer wieder: Je starker eine Gewerkschaft ist — also
je mehr Mitglieder es in einer Branche gibt — umso erfolgreicher kénnen
wir verhandeln. Weil viele Mitglieder das Ass im Armel der Gewerkschaften
sind!

Auch jene Kolleginnen und Kollegen, die nicht Mitglieder einer Gewerkschaft
sind, kommen in den Genuss von Lohnerhdhungen und Verbesserungen bei
den Arbeitsbedingungen. Wenn wir sie dafiir gewinnen kénnen, uns eben-
falls mit ihrer Starke bei den Verhandlungen zu unterstiitzen, hat das fiir
uns alle Vorteile! Denn wir kbnnten noch starker verhandeln, wenn wir noch
mehr wéren — und das ist wohl das beste Argument, um viele Kolleginnen
und Kollegen davon zu Gberzeugen, Mitglied der Gewerkschaft zu werden!

Der Bundesvorstand der Gewerkschaft PRO-GE.
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KOLLEKTIVVERTRAGSPARTNER

Dieser Kollektivvertrag wird abgeschlossen zwischen der Bundesinnung
der Gartner und Floristen einerseits und dem Osterreichischen
Gewerkschaftsbund, Gewerkschaft PRO- GE andererseits.

§ 1 — Geltungsbereich

1. Raumlich: Fir das Gebiet der Republik Osterreich.

2. Fachlich: Fur alle der Bundesinnung der Gértner und Floristen ange-
hérenden Betriebe der Berufszweige der Floristen (Blumenbinder und Blu-
meneinzelhandler) und dem Kleinhandel mit Schnittblumen.

3. Persoénlich: Fur alle in diesen Betrieben beschaftigten Arbeiterinnen,
Arbeiter und gewerbliche Lehrlinge, im Folgenden Arbeitnehmerlnnen ge-
nannt, mit Ausnahme der Pflichtpraktikantinnen.

Pflichtpraktikantinnen, die eine im Rahmen des Lehrplans bzw. der Stu-
dienordnung vorgeschriebene praktische Tatigkeit austben, unterliegen
nur der Lohntafel. Pflichtpraktikantinnen erhalten fur die Dauer ihrer prakti-
schen Tétigkeit im Betrieb das Lehrlingseinkommen fur Lehrlinge im zwei-
ten Lehrjahr. Die sonstigen Bestimmungen dieses Kollektivvertrages fin-
den auf derartige Pflichtpraktikantinnen keine Anwendung.

§ 2 — Geltungsdauer

1. Die Bestimmungen dieses Rahmenkollektivvertrages treten am
1. Februar 2021 in Kraft und werden auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.

2. Diese Rahmenbestimmungen kénnen von jedem der genannten Kollek-
tivvertragspartner unter Einhaltung einer dreimonatigen Kiindigungsfrist
zu jedem Monatsletzten mittels eingeschriebenen Briefes gekindigt wer-
den.

3. Die Bestimmungen der Lohntafel kénnen gesondert mit dreimonatiger
Kindigungsfrist zu jedem Monatsletzten mittels eingeschriebenen Briefes



gekundigt werden, sofern die Lohntafel nicht jeweils befristet abgeschlos-
sen wird.

4. Wahrend der Kiindigungsfrist sind Verhandlungen Uber Erneuerung
bzw. Abanderung des Kollektivvertrages oder der Lohntafel zu flhren.

§ 3 — Arbeitszeit
1. Die wéchentliche Normalarbeitszeit betragt 40 Stunden.

2. Als Arbeitszeit gilt jene Zeit, innerhalb der die angeordneten Arbeiten ge-
leistet werden, ohne Rucksicht darauf, ob diese Arbeiten inner- oder au-
Berhalb des Betriebes geleistet werden. Beginnt die Arbeitsleistung der Ar-
beitnehmerinnen auBerhalb des Betriebes (z.B. am Blumenmarkt usw.)
und vor Beginn der betrieblichen Normalarbeitszeit, so haben die Arbeitge-
berlnnen den Zeitpunkt des Beginnes der Normalarbeitszeit im Vorhinein
festzusetzen.

3. Die Einteilung bzw. Beginn der taglichen Normalarbeitszeit und die
Dauer der Pausen ist im Einvernehmen zwischen den Arbeitgeberlnnen
und Arbeitnehmerinnen, wo eine Betriebsvertretung besteht, unter Mitwir-
kung des Betriebsrates, betrieblich zu regeln. Die Mittagspause hat min-
destens eine halbe Stunde zu dauern, die Pausen sind in die Arbeitszeit
nicht einzurechnen.

4. Werden Uberstunden geleistet, so ist nach Ende der achten und vor Be-
ginn der elften Arbeitsstunde eine bezahlte Pause von mindestens zehn
Minuten zu gewéhren, die in die Arbeitszeit einzurechnen ist. Innerbetrieb-
lich bereits bestehende gleichwertige oder gilinstigere Regelungen — aus
welchem Titel auch immer — sind auf diese Pause anzurechnen. Kein An-
spruch auf diese Pausen besteht, wenn die nach der zehnten Stunde zu
erbringende Arbeitsleistung voraussichtlich nicht langer als 60 Minuten
dauert.

5. Fur die Arbeitszeit der Jugendlichen bis zum vollendeten 18. Lebensjahr
gelten die Bestimmungen des Kinder- und Jugendbeschéftigungsgeset-
zes, BGBI. Nr. 146/1948, in der jeweils gultigen Fassung.



6. GemaR § 9 Abs. 5 und § 17 Abs. 3 Berufsausbildungsgesetz, BGBI.
Nr. 142/1969, ist den Lehrlingen die zur Erfullung der gesetzlichen Berufs-
schulpflicht erforderliche Zeit zu gewéhren. Fur die Unterrichtszeit ist das
Lehrlingseinkommen (der Lohn) weiter zu zahlen.

7. Am 24. Dezember endet die Normalarbeitszeit um 14:00 Uhr unter Fort-
zahlung des Lohnes fur die ausfallenden Arbeitsstunden. Fir Arbeiten, die
an diesem freien Nachmittag verrichtet werden mussen, geblihrt ein Zu-
schlag von 50 %.

§ 3a — Andere Verteilung der Normalarbeitszeit —
Flexibles Modell 38/10

1. Innerhalb eines Durchrechnungszeitraums von 8 Wochen kann die tag-
liche Normalarbeitszeit auf zehn Stunden ausgedehnt werden, wenn die
durchschnittliche wéchentliche Normalarbeitszeit innerhalb dieses Zeit-
raums 38 Stunden nicht Gberschreitet. Die Normalarbeitszeit darf in einzel-
nen Wochen 50 Stunden nicht Uberschreiten.

2. Bei einem Durchrechnungszeitraum von 13 Wochen kann die téagliche
Normalarbeitszeit auf zehn Stunden ausgedehnt werden, wenn die durch-
schnittliche wéchentliche Normalarbeitszeit innerhalb dieses Zeitraums
38 Stunden nicht Gberschreitet. Die Normalarbeitszeit darf dabei in einzel-
nen Wochen 48 Stunden nicht Uberschreiten.

3. Die Verteilung der Normalarbeitszeit ist fir den gesamten Durchrech-
nungszeitraum spatestens 14 Tage vor Beginn festzulegen. Ein Abgehen
von der vereinbarten Lage der Arbeitszeit ist jederzeit im gegenseitigen
Einvernehmen mdglich, wenn dies aus betrieblichen Grinden notwendig
ist oder im Interesse der Arbeitnehmerinnen liegt.

Die Verteilung der Normalarbeitszeit darf nicht auf Stunden fallen, fur die
ein Zuschlag von mehr als 50% gebdihrt.

4. Eine Ubertragung von Zeitguthaben und Zeitschulden in den néchsten
Durchrechnungszeitraum ist einmalig im Ausmaf von 19 Stunden mog-
lich. Sie hat im Einvernehmen mit den betroffenen Arbeitnehmerlnnen zu
erfolgen.



5. Guthaben an Normalarbeitszeit am Ende des Durchrechnungszeit-
raums, die mehr als 19 Stunden betragen, sind mit einem Zuschlag von
50 % zur Auszahlung zu bringen. Auf Wunsch der Arbeithehmerlinnen ge-
blUhrt anstelle der Bezahlung Zeitausgleich mit einem Zuschlag von 50 %.
Die Lage des Zeitausgleichs ist zu vereinbaren und hat tunlichst in ganzen
Tagen bzw. in Verbindung mit einer wéchentlichen Ruhezeit zu erfolgen.

6. Bei Ausscheiden des Arbeitnehmers wahrend des Durchrechnungszeit-
raumes gebulhrt unabhangig von der Beendigungsart ein Zuschlag von
50 % auf das zu diesem Zeitpunkt bestehende Guthaben an Normalar-
beitszeit.

7. Eine Zeitschuld hat der Arbeithehmer im Falle der Entlassung aus Ver-
schulden des Arbeitnehmers, der Selbstkiindigung des Arbeitnehmers und
bei Austritt ohne wichtigen Grund zurtickzuzahlen.

8. FUr die von diesem Arbeitszeitmodell betroffenen Arbeithehmer ist ein
Zeitkonto zu fUhren und sind die Plus- und Minusstunden am Lohnzettel
auszuweisen. Wahrend der Laufzeit dieses Arbeitszeitmodells gebihrt
fur den gesamten Durchrechnungszeitraum der ungekulrzte Monatslohn.

9. Die Einfuhrung derartiger Regelungen bleibt einer Betriebsvereinbarung
im Sinne des Arbeitsverfassungsgesetzes bzw. (bei Nichtvorhandensein
eines Betriebsrats) einer schriftlichen Vereinbarung mit den betroffenen
Arbeitnehmern vorbehalten. Durch dieses Arbeitszeitmodell entstehen kei-
ne Teilzeitbeschaftigungen.

§ 4 — Uberstunden- und Nachtarbeit
1. Als Uberstunden gelten die tber die vereinbarte tagliche oder wéchent-
liche Normalarbeitszeit (§ 3 Ziff. 1 bzw. § 3a) hinausgehenden Arbeitsstun-
den.

2. Fur jede Uberstunde wird ein Zuschlag von 50 % bezahlt.

3. Fir Arbeitsstunden in der Nacht gebUhrt ein Zuschlag von 50 %. Als
Nachtzeit gilt die Zeit von 20 Uhr bis 6 Uhr.



4. Anstelle der Bezahlung von Uberstunden und Nachtarbeit kann auf-
grund einer Betriebsvereinbarung — in Betrieben, in denen kein Betriebsrat
besteht, aufgrund einer Vereinbarung mit den Arbeitnehmerinnen — eine
Abgeltung durch Zeitausgleich erfolgen.

Dabei sind Uberstunden und Nachtarbeit mit einem Zuschlag von 50 % im
Verhéltnis 1: 1,5, Uberstunden mit einem Zuschlag von 100 % im Verhalt-
nis 1:2 abzugelten. Erfolgt eine Abgeltung nur im Ausmaf3 1: 1, so bleibt
der Anspruch auf die Zuschlage bestehen.

5. Kann wegen der Auflésung des Arbeitsverhaltnisses der Freizeitaus-
gleich fur geleistete Uberstunden nicht erfolgen, haben die Arbeitnehmer-
Innen Anspruch auf die Bezahlung dieser Uberstunden.

§ 5 — Sonn- und Feiertagsarbeit

1. Fur Sonntagsarbeit und Uberstunden an Feiertagen gebiihrt den Arbeit-
nehmerlnnen ein Zuschlag von 100 % auf den Normalstundenlohn.

2. Fir die Bezahlung der Feiertage gilt das Arbeitsruhegesetz, BGBI.
Nr. 144/1983, in der jeweils geltenden Fassung.

3. Fallt der 8. Dezember auf einen Werktag, kénnen Jugendliche geman
§ 18a KJBG in Verkaufsstellen beschéaftigt werden.

4. Geman § 19 Abs. 1a KUBG mussen die beiden Kalendertage der Wo-
chenfreizeit nicht aufeinander folgen, wenn dies aus organisatorischen
Grunden notwendig oder im Interesse der Jugendlichen ist. In diesen Fal-
len kann jener Teil der Wochenfreizeit, in die der Sonntag fallt, auf unter
43 Stunden verkirzt werden. Der zweite freie Kalendertag muss in der da-
rauf folgenden Kalenderwoche freigegeben werden und darf jedenfalls
kein Berufsschultag sein.

GemanB § 19 Abs. 7 KJBG kann fiir diese Jugendlichen bei Vorliegen orga-
nisatorischer Griinde oder im Interesse des Jugendlichen das Ausmaf der
Wochenfreizeit in den einzelnen Wochen auf 43 zusammenhangende
Stunden verkirzt werden, wenn die durchschnittliche Wochenfreizeit in ei-
nem Durchrechnungszeitraum von 26 Wochen mindestens 48 Stunden
betragt.



Durch Betriebsvereinbarung, in Betrieben ohne Betriebsrat durch Einzel-
vereinbarung, kann der Durchrechnungszeitraum bis auf 52 Wochen aus-
gedehnt werden.

In Betrieben, in denen kein Betriebsrat besteht, ist den Kollektivvertrags-
partnern unverzuglich jeweils ein Exemplar der Einzelvereinbarung zu
Ubermitteln.

§ 6 — Entlohnung

1. Die vereinbarten Monats-Bruttoléhne in den Lohnkategorien der Lohnta-
fel im Anhang A sind ein integrierter Bestandteil dieses Kollektivvertrages.

2. Die Lohnabrechnung und -zahlung erfolgt monatlich. Der Lohnzah-
lungszeitraum ist der Kalendermonat. Die Lohnzahlung mit schuldbefrei-
ender Wirkung erfolgt entweder durch Barauszahlung oder durch Uberwei-
sung auf ein Bankkonto der Arbeithehmerlnnen.

Die Auszahlung oder Uberweisung aller Entgelte fir den Lohnzahlungs-
zeitraum hat so zu erfolgen, dass diese bis zum 10. des dem Lohnzah-
lungszeitraum folgenden Monats fur die Arbeitnehmerinnen verfugbar
sind.

Die Lohnabrechnung ist den Arbeitnehmerinnen sofort nach Vorliegen, je-
doch bis spéatestens 10. des dem Lohnzahlungszeitraum folgenden Mo-
nats, in schriftlicher Form auszufolgen.

3. Die Lohnabrechnung hat den Bruttolohn sowie sdmtliche Steuern, Sozi-
alversicherungsbeitrdge und sonstige Abzlge aufzuweisen. Bei zu-
schlagspflichtiger Arbeit ist die Zahl der zuschlagspflichtigen Stunden
und die Héhe der Zuschlage ersichtlich zu machen.

§ 7 — Erschwerniszulage

Arbeithehmerlnnen, die in offenen Verkaufsstanden auf Markten oder in
offenen Verkaufsstanden auf Friedhdfen beschaftigt werden, erhalten eine
Erschwerniszulage in der Hé6he von 10 % auf den jeweiligen Stundenlohn
fur jene Zeit, wahrend welcher diese Arbeit geleistet wird.



§ 8 — Schutzkleidung

Arbeithehmerlnnen, die in offenen Verkaufsstanden auf Méarkten oder in
offenen Verkaufssténden auf Friedhéfen beschaftigt werden, ist fir diese
Zeit eine entsprechende Schutzkleidung (Mantel, Handschuhe, Uberschu-
he, Schiirzen) kostenlos in gebrauchsfertigem Zustand zu Uberlassen.

§ 9 — Entgelt bei Arbeitsverhinderung

1. Es gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz (EFZG), BGBI. Nr. 199/1974 so-
wie das Berufsausbildungsgesetz (BAG), BGBI. Nr. 142/1969 in der je-
weils geltenden Fassung.

2. Bei einer Dauer des Arbeitsverhaltnisses bis zu 15 Jahren besteht bei
einem Arbeitsunfall (Berufskrankheit) Uber das EFZG hinaus unter den Vo-
raussetzungen des § 2 Abs. 5 und 6 und § 4 EFZG Anspruch auf einen
Krankengeldzuschuss fur die Dauer von 2 Wochen einmal pro Arbeitsjahr.
Dieser Krankengeldzuschuss gebtihrt in der Héhe des Unterschiedsbetra-
ges zwischen 90 % des Durchschnittslohnes der letzten vier Wochen und
dem ASVG-Krankengeld.

§ 10 — Sonstige Arbeitsverhinderungen

Die Arbeitnehmerinnen haben Anspruch auf Pflegefreistellung nach den
Bestimmungen der §§ 16 bis 18 des Bundesgesetzes betreffend die Ver-
einheitlichung des Urlaubsrechtes und die Einfihrung einer Pflegefreistel-
lung, BGBI. Nr. 390/1976, in der jeweils geltenden Fassung.

Die Arbeitnehmerlnnen haben ferner Anspruch auf Freistellung von der Ar-
beit unter Fortzahlung des Entgelts, wenn sie durch andere wichtige, ihre
Person betreffende Grinde ohne ihr Verschulden wéahrend einer verhalt-
nismanig kurzen Zeit an der Dienstleistung gehindert sind.

Dies gilt insbesondere fir nachstehende Falle:

Einen freien Tag unter Fortzahlung des Lohnes bei Todesfall der Eltern,
Ehegatten oder eingetragenen Partnerinnen und Kinder (Adoptiv-, Pflege-
und Stiefkinder). Diese bezahlte Freizeit erhdht sich bis zu drei Tagen,



wenn die Arbeitnehmerinnen nachweislich die Durchfiihrung des Begrab-
nisses zu besorgen haben.
Ferner auf einen freien Tag unter Fortzahlung des Lohnes:

1. Bei Todesféllen von Geschwistern, Schwiegereltern und Angehdrigen
der engeren Familie;

2. bei eigener EheschlieBung oder Eintragung der Partnerschaft;

3. bei Entbindung der Ehefrau (Lebensgefahrtin) oder der eingetragenen
Partnerin;

4. bei Wohnungswechsel mit eigenen Haushalt;

5. bei EheschlieBung oder Eintragung der Partnerschaft in der eigenen
Familie (Kinder).

Die Arbeitnehmerinnen haben Anspruch auf Weiterzahlung ihres Lohnes

fur die tatsachlich zur Erledigung ihrer Angelegenheiten benétigte Zeit.

1. Bei Besuch des Arztes (ambulatorische Behandlung) sofern die Be-
handlung wéhrend der Arbeitszeit erforderlich ist;

2. bei Vorladungen vor Gerichte oder sonstiger Behérden, wenn mdglich
gegen vorherigen Vorweis der Vorladung, sofern keine Entschédigung
bezahlt wird und die Arbeithehmerinnen nicht als Beschuldigte oder als
Partei eines Zivilprozesses geladen sind;

3. Bei Verkehrsstérungen, soweit der Arbeitsausfall nicht langer als eine
Stunde dauert.

§ 11 — Anrechnung von Elternkarenzen

Fur Geburten ab dem 1.8.2019 richtet sich die Anrechnung von Karenzzei-
ten im laufenden Dienstverhaltnis nach § 15f Mutterschutzgesetz (MSchG)
in der Fassung des BGBI. | Nr. 68/2019 (MSchG) bzw. § 7c Véaterkarenz-
gesetz (VKG), BGBI. Nr. 651/1989, in der jeweils geltenden Fassung.

§ 12 — Urlaub und Urlaubszuschuss

A. URLAUB

Fir den Urlaub gelten die Bestimmungen des Bundesgesetzes betreffend
die Vereinheitlichung des Urlaubsrechtes und die Einfliihrung der Pflege-
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freistellung, BGBI. Nr. 360/1976 und BGBI. Nr. 81/1983 in der jeweils gel-
tenden Fassung.

B. URLAUBZUSCHUSS

1. Allen Arbeitnehmerinnen gebihrt pro Kalenderjahr ein Urlaubszu-
schuss.

2. Er betragt

bis zum vollendeten 3. Arbeitsjahr.............. 3 Wochenléhne.
(1 Monatslohn : 4,33 x 3)
nach dem vollendeten 3. Arbeitsjahr............ 1 Monatslohn.

3. Lehrlingen gebihrt ein Urlaubszuschuss in der Héhe eines monatlichen
Lehrlingseinkommens.

4. Der Urlaubszuschuss ist zum Zeitpunkt des Urlaubsantrittes spatestens
jedoch mit der Lohnabrechnung des Monats Juli auszuzahlen.

5. Arbeithehmerlnnen, die wéhrend des Kalenderjahres eintreten oder
ausscheiden, erhalten den aliquoten Teil. Dieser Anspruch besteht nicht,
wenn die Arbeitnehmerlinnen nach den gesetzlichen Bestimmungen be-
rechtigt entlassen werden oder wenn sie ohne wichtigen Grund vorzeitig
austreten.

Dieser Anspruch besteht fir Lehrlinge nicht, wenn gesetzliche Griinde vor-
liegen, die den/die Lehrberechtigten/e zur vorzeitigen Auflésung des Lehr-
verhéltnisses berechtigen bzw. der Lehrling das Lehrverhéltnis 16st, ob-
wohl keine gesetzlichen Griinde vorliegen, die zu einer vorzeitigen Auflé-
sung des Lehrverhéltnisses berechtigen.

6. Zeiten des Arbeitsverhaltnisses ohne Entgeltanspruch vermindern nicht
den Anspruch auf den Urlaubszuschuss, ausgenommen in den gesetzlich
ausdrlcklich angefiihrten Féllen (z. B. § 14 Abs. 4 MSchG, 10 APSG, 119
Abs. 3 ArbVG). Flr Zeiten des ungerechtfertigten Fernbleibens von der Ar-
beit steht kein Urlaubszuschuss zu. Fur Zeiten des freiwillig vereinbarten
Entfalls der Arbeitsleistung ohne Entgelt kann der Entfall des Urlaubszu-
schusses vereinbart werden (ausgenommen flr unbezahlten Urlaub far
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Schulungs- und Bildungsveranstaltungen im Sinne des § 118 ArbVG Uber
die dort vorgesehene Dauer hinaus). Erhalt der Arbeitnehmer aufgrund 6f-
fentlichrechtlicher Vorschriften vollen Entgeltersatz (einschlielich Ur-
laubszuschuss), entféllt insoweit der Anspruch gegen den Arbeitgeber.

7. Bei Arbeitnehmerlnnen, die wahrend des Kalenderjahres ihre Lehrzeit
vollendet haben, setzt sich der Urlaubszuschuss aus dem aliquoten Teil

des letzten Lehrlingseinkommens und aus dem aliquoten Teil des Monats-
lohnes zusammen.

§ 13 — Weihnachtsremuneration

1. Allen Arbeitnehmerinnen gebilhrt pro Kalenderjahr eine Weihnachtsre-
muneration.

2. Sie betragt

bis zum vollendeten 3. Arbeitsjahr .............. 3 Wochenlbhne.
(1 Monatslohn : 4,33 x 3)
Nach dem vollendeten 3. Arbeitsjahr-........... 1 Monatslohn.

3. Lehrlingen gebiihrt eine Weihnachtsremuneration in der Héhe eines mo-
natlichen Lehrlingseinkommens.

4. Die Weihnachtsremuneration ist spatestens mit der Novemberlohnaus-
zahlung auszubezahlen.

5. Arbeithehmerlnnen, die wahrend des Kalenderjahres eintreten oder
ausscheiden, gebuhrt der aliquote Teil des Weihnachtsremuneration ent-
sprechend der im Kalenderjahr zuriickgelegten Dienstzeit (je Woche ein
Zweiundfiinfzigstel). Dieser Anspruch besteht nicht, wenn die Arbeitneh-
merlnnen nach den gesetzlichen Bestimmungen berechtigt entlassen wer-
den oder wenn sie ohne wichtigen Grund vorzeitig austreten.

Dieser Anspruch besteht fir Lehrlinge nicht, wenn gesetzliche Griinde vor-
liegen, die den/die Lehrberechtigten/e zur vorzeitigen Auflésung des Lehr-
verhéltnisses berechtigen bzw. der Lehrling das Lehrverhéltnis 16st, ob-
wohl keine gesetzlichen Grunde vorliegen, die zu einer vorzeitigen Auflé-
sung des Lehrverhéltnisses berechtigen.
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6. Zeiten des Arbeitsverhaltnisses ohne Entgeltanspruch vermindern nicht
den Anspruch auf die Weihnachtsremuneration, ausgenommen in den ge-
setzlich ausdriicklich angefihrten Fallen (z. B. § 14 Abs. 4 MSchG,
10 APSG, 119 Abs. 3 ArbVG). Fir Zeiten des ungerechtfertigten Fernblei-
bens von der Arbeit steht keine Weihnachtsremuneration zu. Fir Zeiten
des freiwillig vereinbarten Entfalls der Arbeitsleistung ohne Entgelt kann
der Entfall der Weihnachtsremuneration vereinbart werden (ausgenom-
men flr unbezahlten Urlaub fir Schulungs- und Bildungsveranstaltungen
im Sinne des § 118 ArbVG Uber die dort vorgesehene Dauer hinaus). Er-
halt der Arbeithnehmer aufgrund o6ffentlichrechtlicher Vorschriften vollen
Entgeltersatz (einschlieBlich Weihnachtsremuneration), entféllt insoweit
der Anspruch gegen den Arbeitgeber.

7. Bei Arbeitnehmerlnnen, die wahrend des Kalenderjahres ihre Lehrzeit
vollendet haben, setzt sich die Weihnachtsremuneration aus dem aliquo-
ten Teil des letzten Lehrlingseinkommens und aus dem aliquoten Teil
des Monatslohnes zusammen.

§ 14 — Abfertigung

1. Fir die Abfertigung gelten die Bestimmungen des Arbeiter-Abferti-
gungsgesetzes, BGBI. Nr. 107/1979 sowie jene des Betrieblichen Mitar-
beiter- und Selbstandigenvorsorgegesetzes — BMSVG, BGBI. | Nr. 100/
2002) in der jeweils geltenden Fassung.

2. Wechsel ins System der ,,Abfertigung neu”

Vereinbaren Arbeitgeberlnnen und Arbeitnehmerinnen einen Ubertritt aus
dem Abfertigungsrecht des Angestelltengesetzes/Arbeiter-Abfertigungs-
gesetzes in jenes des Betrieblichen Mitarbeiter- und Selbstéandigenvorsor-
gegesetzes — BMSVG, sind die Arbeitnehmerinnen und die Arbeitgeberin-
nen berechtigt, binnen einem Monat ab Unterzeichnung der Ubertrittsver-
einbarung ohne Angabe von Griinden von dieser zurlickzutreten. Dies gilt
nicht, sofern die Ubertrittsvereinbarung inhaltlich durch eine Betriebsver-
einbarung geman § 97 Abs. 1, Ziff. 26 ArbVG (Festlegung von Rahmenbe-
dingungen fir den Ubertritt in das Abfertigungsrecht des BMSVG) be-
stimmt ist.
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§ 15 — Losung von Arbeitsverhaltnissen

1. Der erste Monat des Arbeitsverhdltnisses gilt als Probezeit, sofern nicht
schriftlich eine kirze vereinbart oder eine solche Uberhaupt ausgeschlos-
sen wurde. Wéhrend der Probezeit kann das Arbeitsverhaltnis von jedem
der Vertragspartner ohne Angabe von Griinden jederzeit gelést werden.
Wahrend der ersten drei Monate kann sowohl der Lehrberechtige als auch
der Lehrling das Lehrverhaltnis jederzeit einseitig auflésen (§ 15 BAG).

2. Nach Ablauf der Probezeit kann das Arbeitsverhéltnis von jedem der
beiden Teile nur unter Einhaltung einer zweiwéchigen Kindigungsfrist ge-
I6st werden. Den Arbeitnehmerinnen ist zum Aufsuchen eines neuen Ar-
beitsplatzes wéhrend der Kindigungsfrist pro Woche ein freier Tag unter
Fortzahlung des Lohnes zu gewéhren.

3. Nach in Kraft treten von § 1159 ABGB in der Fassung des Bundesgeset-
zes, BGBI. I Nr. 153/2017, gilt als vereinbart, dass das unbefristete Arbeits-
verhéltnis nach der Probezeit von den Arbeitgeberlnnen unter vorheriger
Einhaltung der gesetzlichen Kiindigungsfrist zu jedem 15. oder Letzten ei-
nes Kalendermonats aufgelést werden kann.

Mangels einer fur ihn glnstigeren Vereinbarung (Arbeitsvertrag oder
Dienstzettel) kann der Arbeitnehmer nach der Probezeit das Arbeitsver-
héltnis zu jedem Finfzehnten oder dem letzten Tage eines Kalendermo-
nats unter vorheriger Einhaltung einer einmonatigen Kindigungsfrist 16-
sen.

§ 16 — Verfall von Ansprichen

Arbeitnehmerinnen sind zu der sofortigen Nachprufung des ausgezahlten
Lohnbetrages verpflichtet. Stimmt der Geldbetrag mit dem Lohnnachweis
nicht Uberein, so haben die Arbeitnehmerinnen dies unverzuglich der/dem
Auszuzahlenden zu melden. Spatere Reklamationen missen nicht be-
ricksichtigt werden.

Alle gegenseitigen Ansprliche aus dem Arbeitsverhaltnis missen binnen
drei Monate nach dem Entstehen bzw. Bekanntwerden geltend gemacht
werden, widrigenfalls der Anspruch erlischt. Bei rechtzeitiger Geltendma-
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chung der Anspriiche bleibt die gesetzliche dreijahrige Verjahrungsfrist ge-
wahrt.

§ 17 — Vertragseinhaltung

Zur Schlichtung von Streitigkeiten in den Betrieben aus dem Lohn- und Ar-
beitsverhéltnis sind zunachst die Vertragspartner im Einvernehmen mit
den Streitteilen berufen.

§ 18 — Schlussbestimmungen

1. Im Sinne des § 3 ArbVG, BGBI. Nr. 22/1974, sind die Bestimmungen
dieses Vertrages unabdingbar. Es sind daher Einzelvereinbarungen zwi-
schen Arbeitgeberlnnen und Arbeitnehmerlnnen, die fir die Arbeithehmer-
Innen ungulnstiger sind, unzuléssig. Bestehende glnstigere Vereinbarun-
gen zwischen Arbeitgeberlnnen und Arbeitnehmerlnnen werden durch
diesen Vertrag nicht berihrt.

2. Sollten innerhalb der Laufzeit des Kollektivvertrages Anderungen von
arbeitsrechtlichen Vorschriften durch Gesetz oder Verordnung eintreten,
die Fragen betreffen, welche durch den Kollektivvertrag geregelt werden,
steht jedem der beiden Vertragsteile das Recht zu, die Aufnahme der ge-
anderten Bestimmungen in den Vertrag zu fordern.

3. Mit Inkrafttreten dieses Kollektivvertrages treten fiir dessen Bereich gel-
tende friihere kollektivvertragliche Regelungen insoweit auBer Kraft, als
sie in diesem Kollektivvertrag eine neue Regelung erfahren haben.

Wien, am 16. Marz 2021
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Mst. Akfm. David Hertl DI. Anka Lorencz

Bundesinnungsmeister Geschéftsfiihrerin

Osterreichischer Gewerkschaftsbund
Gewerkschaft PRO-GE
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Anhang A

Lohntafel

Lohnkategorie Monats-Brutto-

lohn in € ab

1.2.2021

Floristln im 1. und 2. Jahr 1.570,00
Floristin im 3. und 4 Jahr 1.640,00
Floristin mit Meisterprifung 1.800,00
Floristin - Erste Kraft 1.700,00
Facharbeiterln ohne LAP;
Hilfskrafte, Ladnerin im Einzelhandel 1.500,00
Der Normalstundenlohn errechnet sich wie folgt:
Monatslohn dividiert durch den Teilungsfaktor 173,3.
Lehrlingseinkommen

Lehrlingsein-

Lehrlingsein-
kommen, brutto
in € ab 1.2.2021

kommen fiir Teil-
qualifizierte brut-
to in € ab 1.2.2021

Lehrlinge im 1. Lehrjahr, monatlich 525,00 525,00
Lehrlinge im 2. Lehrjahr, monatlich 665,00 625,00
Lehrlinge im 3. Lehrjahr, monatlich 840,00 725,00
Lehrlinge im 4. Lehrjahr, monatlich

(bei Doppellehre) 1.025,00 -

Praktikanten: siehe Seite 3, § 1 Zi. 3

Berufsausbildung gem. § 8b BAG idF. BGBI | Nr. 32/2018

Bei Verlangerung eines Lehrverhéltnisses gem. § 8 b Abs. 1 BAG idF
BGBI | Nr. 32/2018 werden flr die Bemessung der Hohe des Lehrlingsein-
kommens die Lehrjahre aliquot im Verhéltnis zur Gesamtlehrzeit verlan-
gert; ergeben sich Teile von Monaten gebuhrt fir das ganze Monat das hé-
here Lehrlingseinkommen.
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Bei nachtraglicher Verlangerung bleibt das dem Lehrlingseinkommen zu-
grunde liegende Lehrjahr so lange unveréndert, bis sich nach dem vorste-
henden Satz Anspruch auf das Lehrlingseinkommen eines héheren Lehr-
jahres ergibt.

Bei Abschluss eines Ausbildungsvertrages zu einer Teilqualifizierung
gem. § 8b Abs. 2 BAG idF. BGBI | Nr. 32/2018 gebuhrt das Lehrlingsein-
kommen in Héhe der oben angeflhrten Betrage.

Anrechnung einer Berufsausbildung gem. § 8b BAG idF BGBI | Nr. 32/
2018

Wird eine teilqualifizierende Lehrausbildung (einschlieBlich der Berufs-
schule im Sinne der Anforderungen des BAG) erfolgreich zuriickgelegt,
ist sie bei spaterer Absolvierung einer Lehrausbildung im gleichen oder ei-
nem verwandten Lehrberuf mindestens im Ausmaf3 des 1. Lehrjahres an-
zurechnen. Besteht kein Anspruch auf diese Anrechnung, darf das spatere
Lehrlingseinkommen jedenfalls nicht niedriger sein als das wéahrend der
teilqualifizierten Lehrausbildung zuletzt bezahlte.

Erlauterung zu den einzelnen Lohnkategorien:

a) Als Floristln gelten alle Arbeiternehmerinnen, welche eine positive
facheinschlagige Lehrabschlussprifung oder eine gleichgehaltene
schulische Ausbildung erfolgreich abgeschlossen und nachgewiesen
haben.

b) Als Jahre der Berufstatigkeit gelten alle Zeiten als Floristin. Fir die An-
rechnung von Jahren der Berufstatigkeit ist es ohne Bedeutung, ob die-
se bei einer/einem oder verschiedenen Arbeitgeberinnen/Arbeitgebern
verbracht wurden.

c) Erste Kréfte sind Floristinnen, die vorwiegend Tétigkeiten als Floristin
im Betrieb austiben und schriftlich vereinbart haben, dass mindestens
drei zusétzliche Arbeiten, wie zum Beispiel die Arbeitseinteilung, die
Fihrung von Stundenlisten, die Entgegennahme von Warenbestellun-
gen, das Auf- und Zusperren des Geschéftes, die Zahlung des tatsach-
lich vorhandenen Kassenbestandes am Ende des Arbeitstages (Kas-
sasturz), im untergeordnetem Ausmalf3 neben der Tétigkeit als Floristin
verrichtet werden.

d) Facharbeiterinnen ohne Lehrabschlusspriifung (LAP) sind alle Ar-
beitnehmerinnen, die eine abgeschlossene Lehrzeit im Lehrberuf Flo-
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ristin absolviert haben aber keine LAP erfolgreich abgelegt haben, so-
wie Arbeitnehmerlnnen mit einer erfolgreich abgelegten LAP in ver-
wandten Lehrberufen.
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Anhang B
Dienstzettel fir Arbeiterinnen — Muster

Gem. § 2 Arbeitsvertragsrechtsanpassungsgesetz
(AVRAG)

Arbeitgeberln:

Name, Anschrift, (Firmenstampiglie)

Arbeitnehmerin:

Name, Anschrift

Beginn des Arbeitsverhaltnisses:

Die Probezeit richtet sich nach dem Kollektivvertrag der Floristinnen
und Blumeneinzelhandlerlnnen Osterreichs.

Ende des Arbeitsverhaltnisses:

(nur bei befristeten Arbeitsverhaltnissen)

Der Betrieb gehoért der Bundesinnung der Gartner und Floristen an. Auf
das Dienstverhaltnis ist der Kollektivvertrag der Floristinnen und Blu-
meneinzelhdndlerinnen Osterreichs anzuwenden.

Weiters gelten die zwischen Betriebsinhaber und den jeweils zustandi-
gen Organen der gesetzlichen Arbeitnehmervertretung auf Betriebs-
bzw. Unternehmensebene im Sinne des Arbeitsverfassungsgesetzes
abgeschlossenen Betriebsvereinbarungen.



Das sind:

Diese sowie der Kollektivvertrag sind gemafR Arbeitsverfassungsge-
setz in

zur Einsichtnahme aufgelegt.

6. Einstufung: Lohnkategorie

")

Weitere Entgeltsbestandteile: Sonderzahlungen, Aufwandsentschadi-
gungen, etc. richten sich nach den Bestimmungen des Kollektivvertra-
ges.

7. Falligkeit der Bezlge:

Die Beziige werden bargeldlos auf ein vom Arbeithehmer bekannt ge-
gebenes Konto Uberwiesen oder nachweislich in bar ausbezahlt.

8. Verwendung: Sie werden im Betrieb als
verwendet.

9. Die Kundigungsfristen und Kindigungstermine richten sich nach den
Bestimmungen des Kollektivvertrages.

10. Gewdhnliche(r) Arbeits-(Einsatz-)ort(e):
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11.

12.

13.

(Erforderlichenfalls Hinweis auf wechselnde Arbeits-(Einsatz-)orte).
Die/der Arbeitnehmerln erklart sich mit der Entsendung zu Dienstrei-
sen im Inland/Ausland einverstanden.

Erholungsurlaub:
Das Ausman richtet sich nach den Bestimmungen des Urlaubsgeset-
zes.

Die wdchentliche Normalarbeitszeit richtet sich nach den Bestimmun-
gen des Arbeitszeitgesetzes.

Ihre Normalarbeitszeit betragt 40 Stunden/Woche.*)

Ihre Teilzeitbeschéaftigung: Die wdchentliche Arbeitszeit betragt

Mitarbeitervorsorgekasse:
Name und Anschrift der Mitarbeitervorsorgekasse

Dieser Dienstzettel ist von Stempelgebihren und unmittelbaren Gebuhren
befreit (§ 2 (1) AVRAG und § 35 Gebiihrengesetz). Jede Anderung der An-
gaben ist dem Dienstnehmer unverziglich (spétestens einen Monat nach
Wirksamkeit) schriftlich mitzuteilen, es sei denn, die Anderung erfolgt
durch Anderung von Gesetzen oder Normen der kollektiven Rechtsgestal-
tung.

*) nicht zutreffendes streichen
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Zeit, die Wirtschaft zu starken.
Und Osterreich neu zu formen.

Dass ganz Osterreich noch besser ankommt. Die OBB-Infrastruktur AG investiert bis 2023 im
Auftrag des Bundes jahrlich rund 2,3 Milliarden Euro fur Strecken- und Bahnhofsmodernisierungen.

HEUTE. FUR MORGEN. FUR UNS.

unsereoebb.at @unsereOEBB



	Inhaltsverzeichnis
	Kollektivvertrag
	Kollektivvertragspartner
	§ 1 Geltungsbereich
	§ 2 Geltungsdauer
	§ 3 Arbeitszeit
	§ 3a  Andere Verteilung der Normalarbeitszeit – Flexibles Modell 38/10
	§ 4 Überstunden- und Nachtarbeit
	§ 5 Sonn- und Feiertagsarbeit
	§ 6 Entlohnung
	§ 7 Erschwerniszulage
	§ 8 Schutzkleidung
	§ 9 Entgelt bei Arbeitsverhinderung
	§ 10 Sonstige Arbeitsverhinderungen
	§ 11 Anrechnung von Elternkarenzen
	§ 12 Urlaub und Urlaubszuschuss
	§ 13 Weihnachtsremuneration
	§ 14 Abfertigung
	§ 15 Lösung von Arbeitsverhältnissen
	§ 16 Verfall von Ansprüchen
	§ 17 Vertragseinhaltung
	§ 18 Schlussbestimmungen
	Anhang A: Lohntafel
	Anhang A Lohntafel

	Anhang B: Dienstzettel
	Dienstzettel für ArbeiterInnen – Muster



